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Governance in Räumen begrenzter Staatlichkeit: Neue Formen des Regierens?
Das Forschungsprogramm des Sonderforschungsbereichs 700 (SFB 700)
Thomas Risse/Ursula Lehmkuhl
Zusammenfassung
Governance ist zu einem zentralen Thema sozialwissenschaftlicher Forschung geworden. Da-
bei besteht Übereinstimmung, dass politische Gemeinwesen bestimmte Leistungen in den 
Bereichen Herrschaft, Sicherheit und Wohlfahrt erbringen sollen. In den Debatten wird aber 
oft „eﬀ ektive Gebietsherrschaft“ als Kernelement moderner Staatlichkeit stillschweigend vor-
ausgesetzt, und die Forschung konzentriert sich auf die OECD-Welt. In globaler sowie histo-
rischer Perspektive sind autoritative Entscheidungskompetenz und Gewaltmonopol des Staa-
tes jedoch die Ausnahme, nicht die Regel. Ein Blick auf die Länder des Südens, „zerfallen(d)e 
Staaten“ in den Krisenregionen der Welt oder ehemalige Kolonien bestätigt dies. Hier wird 
politisch gesteuert, ohne dass die vielfältigen Verfahren demokratischer und rechtsstaatlich 
organisierter Wohlfahrtsstaaten verfügbar wären. Der SFB 700 fragt daher nach den Bedin-
gungen von Governance in diesen Räumen begrenzter Staatlichkeit: Wie und unter welchen 
Bedingungen werden Governance-Leistungen in den Bereichen Herrschaft, Sicherheit und 
Wohlfahrt in Räumen begrenzter Staatlichkeit erbracht, und welche Probleme entstehen 
dabei? Die SFB-Teilprojekte untersuchen, wie dort regiert wird und welche Probleme dabei 
entstehen. Dabei gehen wir davon aus, dass sich in Räumen begrenzter Staatlichkeit „neue“ 
Formen des Regierens herausbilden, die vorwiegend „weiche“ Steuerungsformen nutzen, auf 
vielfältigen Kooperationsformen zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren basie-
ren und durch eine Verschränkung von globalen, nationalen und lokalen Ebenen charakte-
risiert sind.
Abstract
The governance problematique constitutes a central research focus in contemporary social 
sciences. Yet, the debate remains centered on an „ideal type“ of the modern nation-state 
– with full sovereignty and a legitimate monopoly over the use of force. From a global as well 
as a historical perspective, however, the Western modern nation-state is an exception rather 
than the rule. Outside the developed world, we fi nd areas of “limited statehood”, from de-
veloping and transition countries to „failing“ and „failed states“ in today’s confl ict zones and 
– historically – in colonial societies. Our Research Center focuses on these areas of limited 
statehood which lack the capacity to implement and enforce central decisions or even lack the 
monopoly over the means of violence. We ask: How can eﬀ ective and legitimate governance 
be sustained in areas of limited statehood? Which problems emerge under these conditions? 
We assume that “multi-level governance” is the rule in areas of limited statehood, linking the 
local with the national, regional, and global levels. We also assume that governance in areas 
of limited statehood involves a variety of public and private actors, such as states, internatio-
nal organizations, fi rms, and civil society. Governance entails negotiations, bargaining, and 
arguing among these actors rather than hierarchical „command and control“.
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1.  Einleitung und Überblick
Das zentrale Defi zit des sozialwissenschaftlichen Diskurses über Governance besteht darin, dass 
die ihm zugrunde liegenden Konzepte vor dem Hintergrund der Erfahrung des Regierens in 
modernen und hoch entwickelten demokratischen Nationalstaaten der OECD-Welt entstan-
den. Bei der Übertragung der aus diesem Diskurs gewonnenen Erkenntnisse auf historische 
und gegenwärtige Räume begrenzter Staatlichkeit ergeben sich gravierende empirische und 
konzeptionelle Probleme. Wenn aber ein zentraler Begriﬀ  der neueren Sozialwissenschaft für 
etwa zwei Drittel der Staatenwelt nicht brauchbar ist, besteht nicht nur ein theoretisches, son-
dern auch ein eminent politisch-praktisches Problem. Im Rahmen einer Theorie des Re gierens 
in Räumen begrenzter Staatlichkeit müssen deshalb die gegenwärtig diskutierten Go vernance-
Modelle, ihre Grundannahmen und Bewertungskriterien im Hinblick auf ihre Tragfä higkeit 
und Anwendbarkeit auf politische Räume außerhalb der OECD-Welt geprüft werden. Der Son-
derforschungsbereich 700 „Governance in Räumen begrenzter Staatlichkeit: Neue Formen des 
Regierens?“ hat sich vorgenommen, dies zu leisten.
1.1  Die Fragestellung: Wie wird in Räumen begrenzter Staatlichkeit regiert?
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts wird immer deutlicher, dass herkömmliche Formen national-
staatlicher Steuerung und internationaler Verregelung globalen Herausforderungen wie Um-
weltproblemen, humanitären Katastrophen und neuen Sicherheitsbedrohungen nicht ge-
recht werden. Governance ist auch deshalb zu einem zentralen Thema sozialwissenschaftlicher 
Forschung geworden. Unter Governance verstehen wir hier in Anlehnung an die sozialwissen-
schaftliche Diskussion „Regieren mit großem R“, also die Gesamtheit der vielfältigen kollekti-
ven Regelungsformen gesellschaftlicher Sachverhalte (nach Kohler-Koch 1998a und Mayntz 
2004: 66). Dabei besteht weitgehend Übereinstimmung, dass Governance bestimmte Leis tungen 
in den Bereichen Herrschaft, Sicherheit und Wohlfahrt erbringen soll. Neben der nor mativen 
hat der Begriﬀ  aber auch analytische Qualität: Unter analytischen Gesichtspunkten untersucht 
die Forschung im SFB 700 Akteure, Formen und Ziele des Regierens in Räumen begrenzter 
Staatlichkeit.
Die Debatte um Governance hat sich bisher auf moderne Nationalstaaten der OECD-Welt 
konzentriert. Dabei werden Kernelemente moderner Staatlichkeit – nämlich „eﬀ ektive Ge-
bietsherrschaft“ im Sinne eines legitimen Gewaltmonopols und die grundsätzliche Fähig-
keit, politische Entscheidungen autoritativ durchzusetzen – als Hintergrundbedingungen 
für Go vernance vorausgesetzt. Sowohl der Blick auf die zwei Drittel der Staaten außerhalb des 
Raums der entwickelten OECD-Welt als auch die Betrachtung historischer Räume begrenzter 
Staatlichkeit – der SFB 700 konzentriert sich hier auf Kolonien - zeigen jedoch, dass Gover-
nance-Leistungen sehr viel häufi ger unter Bedingungen erbracht werden, in denen eﬀ ektive 
Gebietsherrschaft, staatliches Gewaltmonopol und autoritative Entscheidungskompetenz des 
Staates nicht oder nur teilweise gegeben sind (s. Abb. 1). Gewaltmonopol und politische Durch-
setzungsfähigkeit des (National-) Staates stellen deshalb sowohl in zeitlicher als auch in räum-
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licher Hinsicht die Ausnahme und nicht die Regel dar. Diesem empirischen Befund muss sich 
die Governance-Diskussion stellen.
Zu Räumen begrenzter Staatlichkeit gehören nach unserem Verständnis „zerfallen(d)e Staaten“ 
in den Krisenregionen der Welt, „schwache Staaten“ in den Entwicklungs- und Übergangsge-
sellschaften, viele der so genannten „Schwellenländer“, wenn sie das Gewalt monopol und au-
toritative Entscheidungen nicht überall eﬀ ektiv durchsetzen können, und schließlich koloni-
ale und semi-koloniale Räume des 18. und 19. Jahrhunderts, in denen „mo derne“ Staatlichkeit 
erst allmählich, meist nur unvollständig und teilweise in Konkurrenz zu bestehenden staatli-
chen Strukturen durchgesetzt wurde (s. Abb. 2). Unsere Ausgangsver mutung ist, dass in diesen 
Räumen Formen des Regierens existieren, die nicht-hierarchische bzw. „weiche“ Formen der 
politischen Steuerung nutzen, auf vielfältigen Kooperationsformen zwischen staatlichen und 
nicht-staatlichen Akteuren basieren und schließlich durch Ver schränkungen zwischen globa-
len, nationalen und lokalen Politikebenen charakterisiert sind („new modes of governance“). 
Die aus dieser Ausgangsvermutung resultierende Leitfrage unseres Forschungsprogramms 
lautet: 
Wie und unter welchen Bedingungen können Governance-Leistungen in den Berei chen 
Herrschaft, Sicherheit und Wohlfahrt/Umwelt in Räumen begrenzter Staatlichkeit er-
bracht werden, und welche Probleme entstehen dabei? 
Zur Beantwortung dieser Leitfrage werden in 16 Teilprojekten fünf Problemkomplexe mit fol-
genden Fragestellungen bearbeitet:
(1) Entscheidungsstrukturen und Organisationsformen von Governance
Welche Go vernance-Formen unter Einschluss von staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren 
gibt es, welchen („weichen“) Steuerungsformen folgen sie, und unter welchen Bedingungen 
bilden sie sich heraus? Wie sind die zu beobachtenden Unterschiede zu erklären?
(2) Verfl echtung zwischen lokalen, nationalen und inter- bzw. transnationalen Ebe nen
Wie wirkt sich die Verschränkung zwischen inter- bzw. transnationalen, nationalen und lokalen 
Politikebenen auf diese Formen des Regierens aus? Unter welchen Bedingungen sind externe 
Akteure Teil der Lösung oder Teil des Problems, und wie ist die Varianz zu erklären?
(3) Historische Kontexte von Governance in Räumen begrenzter Staatlichkeit
Wel che Governance-Formen existierten in kolonialen und semi-kolonialen Räumen außerhalb 
Europas? Mit welchen Varianten schwacher Staatlichkeit gingen sie einher? Welche hybriden 
Formen des Regierens blieben in den untersuchten Räumen beim Übergang zur modernen 
Staatlichkeit erhalten?
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(4) Theoriebildung
Sind die verschiedenen Governance-Konzepte theoretisch, methodisch und empirisch geeignet, 
Fragen der politischen Problembewältigung einerseits und des legi timen Regierens anderer-
seits analytisch in den Griﬀ  zu bekommen, wenn man sie auf die unterschiedlichen Räume 
begrenzter Staatlichkeit anwendet? 
(5) Problematik des „guten Regierens“
Wie sind die von nationalen und transnationalen Kooperationen öﬀ entlicher und privater Ak-
teure erbrachten Governance-Leistungen in Räu men begrenzter Staatlichkeit normativ zu be-
werten? Wie kann unter den Bedingungen einge schränkter Staatlichkeit „gut“, d.h. eﬀ ektiv und 
legitim, regiert werden? Und unter welchen Bedingungen führen „neue“ Formen des Regierens 
eher zu „Bad Governance“?
1.2  Die disziplinäre Einbettung des SFB 700: Die historische und völkerrechtliche   
 Perspektive
Der Rückgriﬀ  auf historische und völkerrechtliche Debatten dient der Präzisierung und Aus-
diﬀ erenzierung dieses Forschungsprogramms.
Geschichtswissenschaftliche Arbeiten greifen zur Analyse von Prozessen politi scher Steuerung 
unter kolonialen und nichtkolonialen Bedingungen (Finzsch 2002; Hannah 2000; Kalpagam 
2000, 2001; Scott 1995) häufi g auf das Konzept der Gouver nementalité (Burchell u. a. 1991; Fou-
cault 2004; Lemke 1997) als eine nicht auf den Staat fi xierte Perspektive des Regierens zurück. 
Das Konzept der Gouvernementalité betont insbesondere die politische Wirkmächtigkeit norma-
tiv und kulturell begründeter Formen von Führung und Selbst-Führung individueller und kol-
lektiver Akteure. Es zeichnet sich darüber hinaus durch eine hohe Sensibilität für semantische 
und ideologi sche Bedeutungsverschiebungen in der Begriﬀ sgeschichte aus und ermöglicht so-
mit eine genaue Beschreibung des historischen Wandels von Formen des Regierens. Schließlich 
öﬀ net das Konzept den Blick für die Interdependenz von Mentalitäten/Kultur und Formen der 
Regierungspraxis und damit auf Mikrotechniken der Macht. Die derart kulturwissenschaftlich 
inspirierte Öﬀ nung des Governance-Konzepts erlaubt eine histo rische Fundierung und Präzi-
sierung der modernen sozialwissenschaftlichen Terminolo gie, die deutlich über ihre aktuellen 
theoretischen Bezugspunkte hinausweist. Indem die historische Analyse kolonialer Formen 
des Regierens das Governance-Konzept hinsichtlich des sen impliziter Annahmen moderner 
Staatlichkeit kritisch hinterfragt, auf Prozesse der kulturellen Diﬀ erenz hinweist und zur ana-
lytischen Überwindung des latenten Euro zentrismus der sozialwissenschaftlichen Diskussion 
beiträgt, leistet sie einen wesentli chen konzeptionellen Beitrag zur Theoriedebatte.
Die völkerrechtliche Debatte verdeutlicht, dass Völkerrecht einerseits durch das Sys tem der 
Vereinten Nationen zu einem Element von Governance wird, da völkerrechtli che Normen die 
innere Ordnung von Staaten entscheidend beeinfl ussen können, und andererseits das Völker-
recht selbst einen Funktions- und Inhaltswandel erfährt. Verän derungen vollziehen sich auf 
der Ebene der Akteure, hinsichtlich der Regelungsge genstände und der Regelungsfunktion als 
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auch hinsichtlich der Bindungskraft des Völ kerrechts. Heutzutage hat dadurch nicht nur die 
Einwirkung des Völkerrechts auf staat liche Interna zugenommen, sondern Funktion, Inhalt 
und Geltungsbedingungen des Völkerrechts sind stärker von der rechtlich-politischen Qualität 
der Staaten abhängig. Generell geht es im SFB 700 daher um Rolle und Status des Völkerrechts 
als einem spezifi schen Element neuen Regierens in Räumen begrenzter Staatlichkeit. Dabei ist 
umstritten, ob schwache und defi zitäre Staaten nicht-staatliche Akteure fördern, um zu mehr 
Anerkennung im internationalen System zu gelangen, oder ob sie umgekehrt ei nem rigiden 
Souveränitätsanspruch folgend nicht-staatliche Akteure und damit zivilge sellschaftliche Werte 
tendenziell unterdrücken.
2.  Governance und Räume begrenzter Staatlichkeit
Für die Arbeit des SFB 700 sind zwei Forschungszusammenhänge besonders relevant: Erstens ist 
die umfangreiche Forschungsliteratur zur Governance-Problematik zu beachten, vor allem hin-
sichtlich der so genannten „neuen“ Formen des Regierens. Zweitens ist aufgrund der ge wählten 
Untersuchungsräume die Literatur zum Wandel von Staatlichkeit bedeutsam.
2.1  Governance
In einer allgemeinen Bedeutung bezieht sich Governance auf alle Formen der Handlungsko-
ordination in menschlichen Gesellschaften. Innerhalb des SFB 700 soll diese Bedeutung je doch 
auf die Politik bezogen und dadurch eingegrenzt werden. Im Anschluss an Renate Mayntz ver-
stehen wir unter Governance „das Gesamt aller nebeneinander bestehenden For men der kol-
lektiven Regelung gesellschaftlicher Sachverhalte“ (Mayntz 2004: 66). Der von uns verwendete 
Governance-Begriﬀ  umfasst somit hoheitliches staatliches Handeln (Gover nance of Government), 
das Regieren durch Netzwerke öﬀ entlicher und privater Akteure (Go vernance with Government) 
als auch die Regelsetzung durch nicht-staatliche Akteure bzw. durch zivilgesellschaftliche 
Selbst-Regelung (Governance without Government; vgl. dazu Benz 2004a; Czempiel/Rosenau 1992; 
Zürn 1998). Da Politik als Management von Interdependen zen (Benz 2004b: 17) verstanden wird, 
kann der Blick jenseits des mit dem Steuerungspara digma verbundenen Konzepts des „starken 
Staates“ gelenkt werden.
Der SFB 700 konzentriert sich deshalb auf die (aus historischer Perspektive irreführend) so 
genannten „neuen“ Formen des Regierens, die durch die systematische Einbeziehung nicht-
staatlicher Akteure einerseits und „weiche“ Steuerungsmodi andererseits gekennzeich net sind. 
Von besonderem Interesse ist dabei der Beitrag dieser Governance-Formen zum Regieren in 
Räumen begrenzter Staatlichkeit, in denen eine hohe Nachfrage nach Governance besteht. Die 
vielleicht wichtigste konzeptionelle Innovation unseres Vorhabens besteht darin, theoretische 
Fragestellungen der modernen Governance- und Steuerungsdis kussion, die mit Blick auf die 
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OECD-Staatlichkeit einschließlich der Mehrebenenproblematik entwickelt wurden, auf ihre 
Tragfähigkeit im Hinblick auf Räume begrenzter Staatlichkeit zu überprüfen.
Die Forschung zu „neuen Formen des Regierens“ untersucht insbesondere Netzwerke und Ver-
handlungssysteme als nicht-hierarchische und selbstregulierte Formen horizontaler sozia ler 
Koordination und politischer Steuerung (Vgl. u.a. Benz 1992, 2004a; Kooiman 1993; Mayntz 1997, 
1998, 2002; Mayntz/Scharpf 1995; Rhodes 1996; Voigt 1995). Der Schwer punkt des wissenschaft-
lichen Interesses des SFB 700 liegt dabei auf dem Zusammenwirken von staatlichen und nicht-
staatlichen Akteuren bei der Erbringung von Governance-Leistun gen in Räumen begrenzter 
Staatlichkeit. Da konventionelle Formen zwischenstaatlicher Ko operation bereits hinreichend 
untersucht wurden, bleibt dieser Bereich im SFB 700 weitge hend ausgeklammert.
Zwei entscheidende Merkmale werden in der Forschung für die „neuen” Formen des Regierens 
ausgemacht. Erstens werden nicht-staatliche Akteure direkt in die politische Steuerung ein-
bezogen (z.B. im Rahmen von Public Private Partnerships (PPPs), vgl. Rosenau 2000; Bör zel/Risse 
2005). Dabei geht es nicht um die klassische Beeinfl ussung von Politik in Form von „Lobbying”, 
sondern um Formen des Mitregierens bzw. die Übernahme von Regierungsfunk tionen durch 
nicht-staatliche Akteure. Durch dieses Mitregieren entstehen hybride Formen von Politik und 
private Akteure werden zu Trägern politischer Autorität. Untersuchungen die ser „privaten Au-
torität” in Räumen begrenzter Staatlichkeit liegen bisher kaum vor. Eine oﬀ ene Frage ist dabei 
zunächst, in welchem Ausmaß nicht-hierarchische Formen des Regierens durch öﬀ entlich-pri-
vate Kooperationen die fehlende Rechtsdurchsetzungsfähigkeit staatlicher Akteure kompensie-
ren können.
Zweitens zeichnen sich die „neuen“ Formen des Regierens dadurch aus, dass sie weniger 
klassisch-hierarchisch „von oben nach unten“ ausgerichtet sind, sondern vor allem über Me-
chanismen weicher Steuerung erfolgen. Unter „weiche Steuerung” fallen sowohl bargai ning und 
Anreizsteuerung, die auf Theorien rationaler Wahl beruhen, als auch nicht-manipu lative Kom-
munikations-, Überzeugungs- und Lernprozesse basierend auf einer Logik der An gemessenheit 
und/oder der argumentativen Verständigung (vgl. March/Olsen 1998; Haber mas 1981; Risse 
2000; Saretzki 1996). Auch wenn man intuitiv im Kontext „kolonialer Herr schaft“ eher an hi-
erarchische, repressive Formen des Regierens denkt, spielte gerade im Rahmen der nicht nur 
für das britische Empire charakteristischen Form der „indirekten Herr schaft“ und der Selbst-
steuerung durch in das Systeme der Kolonialherrschaft einbezogene lokale Akteure „weiche“ 
Formen der Aushandlung eine wichtige Rolle. Die im SFB 700 unter suchten neuen Formen des 
Regierens unterscheiden sich somit von herkömmlichen Formen politischer Steuerung sowohl 
in Bezug auf die beteiligten Akteure als auch in Bezug auf die Modi der Handlungskoordina-
tion.
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*Schattierte Bereiche: Die im SFB 700 schwerpunktmäßig untersuchten Formen des Regierens
Es sollte bereits deutlich geworden sein, dass das zentrale theoretische Anliegen der For schung 
im SFB 700 in der Refl exion der Frage besteht, welche Folgerungen sich für das Go vernance-
Konzept ergeben, wenn es zur Analyse historischer und zeitgenössischer Räume begrenzter 
Staatlichkeit angewandt wird. Aus historischer Perspektive stellt sich die Frage, ob die „neuen“ 
Formen des Regierens überhaupt neu sind. Über die empirische Analyse histori scher Interak-
tionsformen zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren in kolonialen Räumen sol-
len mögliche systematische Blindstellen der Governance-Konzepte refl ektiert werden. So kann 
beispielsweise die in der Governance-Literatur zur Unterscheidung unter schiedlicher Gover-
nance-Formen benutzte klare Trennung zwischen einem öﬀ entlichen und einem privaten Bereich, 
zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren nicht auf rechterhalten werden. Patrimoniale 
Herrschaft etwa in den südlichen Siedlungskolonien Nord amerikas basiert ebenso wie neo-
patrimoniale Herrschaft in vielen afrikanischen Staaten auf hybriden Governance-Formen (vgl. 
z.B. Tetzlaﬀ  u. a. 1995), bei denen eine klare Diﬀ eren zierung im Hinblick auf die genannten 
Akteursqualitäten nicht möglich ist. Der Blick auf Räume außerhalb der OECD-Welt und auf 
die Mechanismen kolonialer Herrschaft trägt außerdem dazu bei, die häufi g implizit positive 
Bewertung der „neuen“ Governance-Formen kritisch zu hinterfragen. Systematisch mit einbe-
zogen wird dabei auch die Wirkmächtigkeit unterschiedlicher kultureller Systeme und kultu-
reller Diﬀ erenz.
Des Weiteren wird untersucht, welche Kräfte Governance verhindern oder soziale Ordnung 
untergraben können. Damit zusammenhängend muss die Gefahr des Ausschlusses bestimm-
ter gesellschaftlicher Gruppen von neuen Formen der Governance beachtet werden. Dement-
sprechend könnten die Legitimität politischer Herrschaft sowie deren Problemlösungsfä-
higkeit unterminiert werden. Wie sich anhand der Debatte um Global Governance zeigt, wer den 
zwar eine ganze Bandbreite möglicher Konsequenzen alternativer Formen des Regierens ge-
nannt, jedoch lassen die wenigen verfügbaren empirischen Studien kaum eindeutige Schlüsse 
zu. Im Rahmen des SFB 700 können durch die Vielzahl von vernetzten Teilprojekten und durch 
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die systematische Variation von Fallstudien über Länder, Politikbereiche und Ak teure hinweg 
weiterführende und empirisch fundierte Erkenntnisse gewonnen werden.
2.2 Räume begrenzter Staatlichkeit
In Anlehnung an Max Weber ist in unserem Verständnis von Staatlichkeit die „sanktionsbe-
wehrte Zentralgewalt“ entscheidend, die basierend auf ihrem zentralen Gewaltmonopol, d.h. 
notfalls unter Rückgriﬀ  auf Zwang, politische Entscheidungen durchsetzen kann (hierarchi-
sche Steuerung mit autoritativer Entscheidungskompetenz) und so auch materielle Souverä-
nität erlangt (vgl. Krasner 1993: 142f.; Grande/Risse 2000: 253ﬀ .; Skalweit 1975; zur neue ren Dis-
kussion vgl. Benz 2001, und in historischer Perspektive Reinhard 2000: 16f., 480; Gerstenberger 
1990; Boldt u.a. 1990). Dieses Verständnis von Staatlichkeit prägt maßgeblich die vielfältigen 
Versuche, Räume begrenzter Staatlichkeit zu typologisieren.
Problematisch an den insbesondere in der sozialwissenschaftlichen Literatur zu fi ndenden 
Ty pologisierungen sind vor allem deren normative Orientierung an der OECD-Staatlichkeit 
und ein damit einhergehender mindestens impliziter Eurozentrismus: Der Maßstab, an dem 
ge messen wird, ist der demokratische Rechts- und Interventionsstaat (der DRIS in der Termi-
nologie des Bremer SFB 597 „Staatlichkeit im Wandel“, vgl. Leibfried/Zürn 2006). Genauso pro-
blematisch ist es, Grade von Staatlichkeit über die Governance-Leistungen des Staates in den 
verschiedenen Politikbereichen zu messen, weil hier schon in der Defi nition von Gover nance 
das enthalten ist, was eigentlich erst erforscht werden soll. Damit Forschungsfragen nicht zu 
Defi nitionsfragen werden, legen wir ein bewusst enges Verständnis von Staat lichkeit zugrunde. 
Begrenzte Staatlichkeit bezieht sich dann auf Defi zite im Hinblick auf das, was im Allgemeinen 
als „eﬀ ektive Gebietsherrschaft“ bezeichnet wird, nämlich das staatli che Gewaltmonopol und 
die Fähigkeit staatlicher Akteure zur Durchsetzung politischer Ent scheidungen. Dies scheinen 
uns elementare Kernfunktionen von Staatlichkeit zu sein. Erst diese Unterscheidung in Kern-
funktionen und Governance-Leistungen erlaubt die Forschungs frage nach der Form der Erbrin-
gung letzterer und den dabei involvierten Akteuren. Damit wird auch die Frage aufgeworfen, 
welche elementaren Staatsfunktionen gegeben sein müs sen, damit Governance-Leistungen in 
den Bereichen Herrschaft, Sicherheit und Wohlfahrt überhaupt erbracht werden können: Wie 
dicht und wie lang muss der „Schatten der Hierar chie“ (vgl. Scharpf 1993) sein, und von wem 
wird er in den vom SFB 700 untersuchten Räu men geworfen?
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Abb. 2: Im SFB 700 untersuchte Räume begrenzter Staatlichkeit
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Zur weiteren Charakterisierung der Räume begrenzter Staatlichkeit für das Forschungspro-
gramm des SFB 700 können wir vor allem auf die sozialwissenschaftliche Forschungsliteratur 
zu (1) zerfallen(d)en Staaten sowie zu (2) Transformations- und Entwicklungsländern zurück-
greifen, aber auch auf (3) historische Arbeiten zur Geschichte des Kolonialismus. Relevant ist 
darüber hinaus die Literatur zu (4) externen Akteuren und Global Governance.
(1) Forschung zu zerfallen(d)en Staaten
Im Sinne unserer Konzeptionalisierung verfügen „zerfallen(d)e Staaten“ weder über ein funk-
tionierendes Gewaltmonopol noch über die Fähigkeit zur Rechtsdurchsetzung (Carment 2003; 
Rotberg 2003b, 2004b; Milliken/Krause 2002; Krasner 2002; Schneckener 2004b; Zür cher 2003). 
Es bleibt jedoch kritisch anzumerken, dass in vielen Fällen von Staatszerfall nicht Anarchie und 
Gewalt herrschen, sondern sich hybride Formen des Regierens herausbilden. Der klassische 
Begriﬀ  souveräner Staatlichkeit greift in diesen Fällen zu kurz.
Häufi g gehen die Studien zu zerfallen(d)en Staaten sowie Good Governance-Programme in-
ternationaler Organisationen schon bei der Problembeschreibung davon aus, es gehe im we-
sentlichen darum, klassische Staatlichkeit mit den herkömmlichen Instrumenten staatlicher 
Gewaltkontrolle und eﬀ ektiver Rechtsdurchsetzung (wieder-)herzustellen. Demgegenüber 
halten die Teilprojekte unseres Forschungsvorhabens die normative Frage nach dem ange-
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messenen Entwicklungspfad für Länder mit defekter Staatlichkeit bewusst oﬀ en. Vielmehr geht 
es darum, die (Dys-)Funktionalität bestehender staatlicher (Un-)Ordnung in diesen Räumen zu 
analysieren und zu untersuchen, ob und in welchem Umfang die „neuen“ Formen des Regie-
rens klassische Staatsfunktionen übernehmen können.
(2) Transformations- und Entwicklungsländerforschung
Im Hinblick auf die vielfältigen Transformations- und Entwicklungsgesellschaften der sog. 
Dritten Welt konzentrieren wir uns sowohl auf „schwache Staaten“ als auch auf „Schwellen-
länder”. Beispielsweise lässt sich gerade in den großen lateinamerikanischen Transformations-
ländern (u.a. Argentinien, Brasilien, Chile, Mexiko) zeigen, dass der Staat in vielen Bereichen 
nicht der alleinige Gewaltakteur ist und dass er vor dem Hintergrund einer langen Tradition 
brutaler Gewaltausübung (Staatsterrorismus) und des permanenten Versagens als Sicherheits-
akteur auf verbreitetes Misstrauen in der Gesellschaft stößt.
Für unsere Fragestellung weiterhin relevant ist die Transformationsforschung. Hier stand 
zunächst die Transition zu demokratischen politischen Regimen im Mittelpunkt der wissen-
schaftlichen Untersuchung (O‘Donnell u. a. 1986). Seit Beginn der neunziger Jahre fi ndet an-
gesichts von Staats- und Marktversagen und den Defekten zahlreicher neuer Demokratien 
(Merkel 1999; Merkel/Croissant 2000; Bendel u. a. 2002, 2003; Schubert/Tetzlaﬀ  1998) eine Wie-
derentdeckung und Neudefi nition des Staates statt (vgl. Braig 2000; Messner 1998; Ha kimian/
Moshaver 2001; Zoubir 1999).
Auch in der Entwicklungsländerforschung werden in zunehmendem Maße positive Rol-
lenzuweisungen für Staat und Verwaltung im Entwicklungsprozess sowie neue Optionen zur 
Verbesserung der Regierungsführung (Good Governance) diskutiert (zunächst mit Evans u. a. 
1985 und Killick 1989; vgl. auch Betz 2003; Deutsches Übersee-Institut 2004). Diese Diskus sion 
zeigt sich beispielhaft innerhalb der Weltbank und setzt sich mit unterschiedlichen Ak zenten 
in anderen internationalen Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit fort. Da bei geht 
es vor allem um die Neubestimmung von Governance-Aufgaben: Staatsapparate werden stärker 
auf die Wahrnehmung von Kernaufgaben ausgerichtet und dezentralisiert, ineﬀ ektive und in-
eﬃ  ziente Staatsunternehmen werden rationalisiert oder privatisiert, auf lo kaler Ebene kommt 
es zu „neuen“ Formen des Regierens (vgl. Minogue/McCourt 2001).
(3) Zur Geschichte des Kolonialismus
Die neuere Forschungsliteratur zu kolonialen Räumen konzentriert sich insbesondere auf For-
men kolonialer Herrschaft (Russell-Wood 1999, 2000). Dabei ist die Beschäftigung mit dem 
für unsere Fragestellung wichtigen Phänomen der „indirekten Herrschaft“ nach wie vor ein 
zentraler Forschungsgegenstand (vgl. grundlegend Copland 1982, 2005; Fisher 1991). Koloniale 
Räume sind für uns als historische Varianten für „neue“ Formen des Regierens in Räumen be-
grenzter Staatlichkeit in doppelter Hinsicht relevant: Zum einen können koloniale und semi-
koloniale Räume als Laboratorien der europäischen Moderne verstanden werden (Cooper und 
Stoler 1997: 5). Der Kolonialismus trug zur Universalisierung des europäischen Staatskonzeptes 
bei, indem er mehr oder weniger erfolgreich versuchte, das „staatliche Gewalt monopol“ und 
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„Rechtsdurchsetzungsfähigkeit“ in den kolonisierten Gebieten durchzusetzen. Zum anderen 
traf die (europäische) Kolonialherrschaft auf indigene Herrschaftssysteme, die teils als Gefolg-
schaftsbeziehungen zu bezeichnen sind, teils staatlich-private Kooperations formen auf lokaler 
Ebene als integrale Bestandteile des Herrschaftssystems etabliert hatten, in die teilweise auch 
europäische Akteure eingebunden waren. Das Aufeinanderprallen derart unterschiedlicher For-
men des Regierens erzeugte hybride Governance-Formen, die u.a. cha rakterisiert waren durch 
die uns interessierenden „weichen“ Steuerungsformen (Russell-Wood 1999, 2000).
Die neueren Arbeiten zum Kolonialismus räumen insbesondere der kulturellen Dimension 
ko lonialer Erfahrung einen besonderen Stellenwert ein. Forschungsarbeiten, die der cultural 
turn und den postcolonial studies in den Geschichtswissenschaften verpfl ichtet sind, wer den al-
lerdings häufi g dafür kritisiert, dass sie „Herrschaft“ und „Macht“ als zentrale Faktoren ge-
sellschaftlicher und politischer Strukturierung vernachlässigen, bzw. systematisch ausblen den. 
Die Analyse hybrider Governance-Formen in kolonialen Kontexten schließt diese Blindstelle der 
new cultural history. Die kulturhistorische Erweiterung politikhistorischer Fra gestellungen trägt 
zudem konzeptionell zur Diskussion um eine „neue Politikgeschichte“ bei (maßgeblich dafür 
in der deutschen Diskussion ist vor allem der SFB 584 „Das Politische als Kommunikations-
raum in der Geschichte“ in Bielefeld; vgl. auch Frevert/Haupt 2005).
(4) Externe Akteure und Global Governance
Zwischen den Entwicklungs-, Transformations- und zerfallen(d)en Staaten sowie den (semi-) 
kolonialen Gesellschaften einerseits und dem internationalen System andererseits sind syste-
matische Beziehungen benennbar, die trotz der Konzentration auf Räume begrenzter Staat-
lichkeit nicht außer Acht gelassen werden dürfen. Beispielsweise sind externe Akteure – aus-
ländische Regierungen, internationale (zwischenstaatliche) Organisationen, multinationale 
Konzerne, transnationale Nicht- Regierungsorganisationen (INGOs) und andere – relevante 
„Mitspieler“ bei Governance in Räumen begrenzter Staatlichkeit. Schließlich darf nicht ver-
nachlässigt werden, dass gerade in den untersuchten Räumen begrenzter Staatlichkeit ge wisse 
Kräfte Governance auch verhindern oder soziale Ordnung untergraben können. Außer dem 
muss danach gefragt werden, welche gesellschaftlichen Gruppen die bereitgestellten Gemein-
schaftsgüter nutzen können bzw. welche systematisch von ihrer Nutzung ausge schlossen wer-
den. Alternative Formen des Regierens mögen zwar darauf abzielen, die Legi timität politischer 
Herrschaft und deren Problemlösungsfähigkeit zu erhöhen – sie können diese jedoch de facto 
auch unterminieren (Koehler/Zürcher 2003; Reno 2000a, b). Diese Bandbreite möglicher Aus-
wirkungen spiegelt sich auch in der Literatur zu Global Gover nance: Während die einen zu recht 
optimistischen Einschätzungen neigen (vgl. etwa Com mission on Global Governance 1995; Rei-
nicke 1998; Reinicke/Deng 2000; Messner 1996; Messner/Nuscheler 2000), kommen andere zu 
eher skeptischen Urteilen (Altvater/Mahnkopf 2002; Brand u. a. 2000; Brand 2001). Die wenigen 
zur Zeit verfügbaren empirischen Studien lassen jedoch kaum eindeutige Schlussfolgerungen 
zu (vgl. z.B. Biersteker 2002; Hall/Biersteker 2002; Cutler u. a. 1999; Cutler 2003).
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3. Struktur und Vorgehensweise des SFB 700
3.1.  Interdisziplinärer Aufbau: Die beteiligten Disziplinen
Die zentrale Fragestellung des SFB 700 schließt an die sozialwissenschaftliche Debatte um 
das Governance-Konzept an. Während der Politikwissenschaft, aus der mehr als die Hälfte der 
Teilprojekte des SFB 700 stammt, eine gesonderte Rolle zuteil wird, können staatsrechtliche 
und historische Dimensionen nur durch die systematische Einbindung der Rechts- und Ge-
schichtswissenschaften bearbeitet werden.
(1) Die staatsrechtlichen Dimensionen
Politische Herrschaft und die Erfüllung von Gover nance-Leistungen vollziehen sich auch in den 
von uns untersuchten transnationalen, nationalen und lokalen Räumen im Wesentlichen im 
Modus rechtlicher Regelungen. Selbst dort, wo in zerfallen(d)en Staaten vermeintlich rechts-
freie Räume entstehen, kann Governance möglicherweise nur dann erfolgreich politische Pro-
bleme bewältigen, wenn es gelingt, ein Minimum an Rechtssicherheit zu gewährleisten, und sei 
es über funktionale Äquivalente. Hinzu kommt der gerade in Räumen begrenzter Staatlichkeit 
porös gewordene Souveränitätspanzer, der die Staaten vor unkontrollierten äußeren Einfl üs-
sen schützen sollte. So erlegen beispielsweise die Normen des Völkerrechts Staaten Pfl ichten 
auf, die weitreichende Folgen für deren innere Ordnung haben. Diese hier nur angedeutete 
Problematik muss im ständigen Dialog zwischen Sozialwissen schaften und Rechtswissenschaft 
bearbeitet werden, zu dem der SFB 700 einen we sentlichen Beitrag leisten soll.
(2) Die historischen Dimensionen
Ein Teil der aktuellen Governance-Diskussion in der Politikwissenschaft krankt daran, dass 
sie ahistorisch angelegt ist und die historische Kontingenz moderner Staatlichkeit übersieht. 
Schon ein kurzer Blick in die Geschichte belegt, dass es die „neuen“ Formen des Regierens 
unter Einbeziehung nicht-staatlicher Akteure eigentlich immer schon gegeben hat. Die Un-
tersuchung von Governance-For men in historischen Räumen begrenzter Staatlichkeit erlaubt 
es uns daher, ebenso wie der Bezug auf die heutigen Räume außerhalb der OECD-Welt, das 
Governance-Konzept hinsichtlich seiner Übertragbarkeit und Generalisierbarkeit kritisch zu 
überprüfen. Die historischen Teilprojekte unseres Vorhabens konzentrieren sich dabei empi-
risch auf ko loniale und semi-koloniale Räume des 18. und 19. Jahrhunderts. Dies erlaubt die 
Ana lyse der Governance-Problematik in sehr unterschiedlichen raum-zeitlichen Varianten und 
jeweils spezifi schen Kontexten fehlender bzw. schwacher Staatlichkeit. Während einerseits das 
Problem kolonialer Governance im Rahmen des gleichzeitig stattfi nden den Formationsprozes-
ses moderner Staatlichkeit in Europa und Nordamerika in den Blick genommen wird, soll 
andererseits die klassische koloniale Variante zur Zeit des europäischen Hochimperialismus 
analysiert werden. Ebenfalls erforscht wird eine dritte Variante, nämlich das Aufeinandertreﬀ en 
von westlichen Staatsvorstellungen und nicht-westlichen Staatsstrukturen im Hinblick auf die 
durch die Konkurrenz unterschiedlicher Modelle eröﬀ neten Spielräume für nicht-hierarchi-
sche Formen des Regierens. Die Un tersuchung dieser (semi-)kolonialen Räume soll den ana-
lytischen Blick auf die histori schen Ursachen von Staatsversagen und die Randbedingungen 
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von state building schärfen. Denn nicht nur die postcolonial studies, sondern auch die Literatur zu 
Staats versagen und –zerfall verweisen immer wieder auf das koloniale Erbe, ohne dass dies im 
Allgemeinen näher ausgeführt würde (vgl. z.B. Rotberg 2004a: 27; Schneckener 2004a: 18f.).
3.2 Projektbereiche und Teilprojekte des SFB 700
Entsprechend der oben genannten Dreiteilung von Governance sind die Projektbereiche des 
SFB 700 aufgeteilt in Herrschaft, Sicherheit sowie Wohlfahrt/Umwelt. Ihnen vorangestellt wird 
der Projektbereich Theoretische Grundlagen. Unter diese vier Projektbereiche werden insge-
samt 16 Teilprojekte gefasst. Insbesondere für die Teilprojekte in den Bereichen B Herrschaft 
sowie C Sicherheit stellt sich die Frage, ob und in welchem Umfang neue oder hybride Formen 
des Regierens in den untersuchten Räumen klassische Staatlichkeit ersetzen statt lediglich er-
gänzen können. Dagegen lautet die Frage im Bereich D Wohlfahrt und Um welt, welches Maß an 
Gewaltkontrolle und Rechtsdurchsetzungsfähigkeit durch zentralstaatliche Akteure erforder-
lich ist, damit Public Private Partnerships und andere For men des Regierens Gemeinschaftsgüter 
wie beispielsweise saubere Umwelt und Bildung be reitstellen können.
Abb. 3: Die vier Projektbereiche des SFB 700
A - Theoretische Grundlagen
Die politik- und rechtswissenschaftlichen Teilprojekte dieses Projektbereichs konzentrieren 
sich auf die theoretisch-konzeptionellen und methodischen Grundlagen des SFB 700. Hier 
geht es um konzeptionelle Überlegungen zum Governance-Begriﬀ  und zu den Räumen be-
grenzter Staatlichkeit (Teilprojekt A1), um die Klärung des Verhältnisses von Macht und wei-
cher Steuerung (Teilprojekt A2), um Fragen der Rechtsstaatlichkeit als Governance-Ressource 
(Teilprojekt A3) und der völkerrechtlichen sowie normativen Standards legitimen und guten 
Regierens (Teilprojekte A4, A5). Unter Rückgriﬀ  auf die empirisch-analytischen Ergebnisse der 
Projektbereiche B-D tragen sie zur Begriﬀ s- und Theoriebildung bei. Umgekehrt fl ießen die 
theoretischen Überlegungen des Projektbereichs A in die eher empirisch-analytisch ange legten 
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B - Herrschaft
Politische und rechtliche Institutionen regeln Herrschaftsbeziehungen und gewährleisten die 
Herstellung, Kontrolle sowie Legitimation politischer Entscheidungen. Die Teilprojekte dieses 
Projektbereichs analysieren sowohl die institutionellen Voraussetzungen der „neuen“ Formen 
des Regierens, als auch deren Folgen für Herrschaft und Recht in Räumen begrenzter Staat-
lichkeit. Dabei geht es zunächst um die völkerrechtlichen Probleme, die durch die Einbezie-
hung nicht-staatlicher Akteure in hybride Formen des Regierens entstehen. Untersucht wird 
umgekehrt auch, wie und unter welchen Bedingungen externe Akteure Good Governance als 
normativ anspruchsvolles Regieren in Räumen begrenzter Staatlichkeit befördern können 
(Teilprojekt B2). Schließlich analysieren die historischen Teilprojekte bestehende und sich 
entwickelnde Machtbeziehungen und die Ausübung von Herrschaft in kolonialen Räumen be-
grenzter Staatlichkeit unter den Bedingungen „weicher“ Steuerungs- und Kooperationsformen 
zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren (Teilprojekte B3, B4).
C - Sicherheit
Zu den elementaren Leistungen politischer Ordnungen gehört es, die innere und äußere Si-
cherheit der Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten. Der moderne Nationalstaat verfügt 
in diesem Zusammenhang über ein (legitimes) Gewaltmonopol nach innen und außen, das in 
letzter Instanz auch die Fähigkeit zur Rechtsdurchsetzung beinhaltet. Die Teilprojekte dieses 
Projektbereichs analysieren die Probleme, die entstehen, wenn die staatliche Gewaltkontrol-
le nicht mehr oder nur am Rande gegeben ist. Sie beschäftigen sich mit externen Stabilisie-
rungsmaßnahmen zur (Wieder-)Herstellung der Gewaltkontrolle in zerfallen(d)en Staaten und 
fragen nach ihrer Eﬀ ektivität und ihren Erfolgsbedingungen (Teilprojekt C1). Einen besonde-
ren Schwerpunkt bildet dabei zum einen die Frage nach der Auswirkung der Privatisierung 
und Kommerzialisierung von Sicherheit in gewaltoﬀ enen Räumen zerfallen(d)er Staatlichkeit 
(Teilprojekt C2). Zum anderen werden Kooperationsformen staatlicher und nicht-staatlicher 
Akteure untersucht, die sich zur Gewährleistung öﬀ entlicher Sicherheit und Rechtssicherheit 
in lokalen Räumen von Entwicklungs- und Transformationsländern heraus gebildet haben, in 
denen das staatliche Gewaltmonopol nur schwach ausgeprägt ist (Teilprojekt C3).
D - Wohlfahrt und Umwelt
Schließlich dient Politik der Bereitstellung materieller Gemeinschaftsgüter wie z.B. ökono-
mische Stabilität, soziale Grundsicherung, Gesundheit, saubere Umwelt, Bildung (vgl. Cornes/
Sandler 1996; Hardin 1982; Héritier 2002; Ostrom 1990). Die Teilprojekte dieses Pro jektbereichs 
untersuchen systematisch die Governance-Leistungen transnationaler und lokaler Politik-Part-
nerschaften zwischen öﬀ entlichen und privaten Akteuren in den Bereichen Wohl fahrt und 
Umwelt. Zum einen wird ausgelotet, unter welchen Bedingungen solche Partner schaften zur 
Bereitstellung materieller Gemeinschaftsgüter in Entwicklungs- und Transforma tionsländern 
beitragen und welche Probleme dabei entstehen (Teilprojekt D1). Zum anderen werden die 
Bedingungen analysiert, unter denen insbesondere Unternehmen, die sich der freiwilligen 
Einhaltung von Sozial- und Umweltstandards verschrieben haben, zur Steigerung der regulato-
rischen Kapazität von Entwicklungs- und Transformationsländern bei tragen können (Teilpro-
jekte D2, D3). Als spezifi sches Governance-Problem wird die Interaktion zwischen Regierungen 
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in Entwicklungs- und Transformationsländern einerseits und externen privaten Gläubigern 
andererseits zur Bereitstellung makroökonomischer Stabi lität im Kontext von Schuldenkrisen 
behandelt (Teilprojekt D4). Die Untersuchung öﬀ entlich-privater Kooperationsformen zur Be-
reitstellung materieller Gemeinschaftsgüter in lokalen Räumen des semi-kolonialen Chinas 
im 19. Jahrhundert (Teilprojekt D5) dient der historischen Einbettung des Projektsbereichs und 
der Erfassung historischer Varianten öﬀ entlich-privater Kooperation.
Abb. 4: Übersicht über die Teilprojekte, gegliedert nach Projektbereichen
A Theoretische Grundlagen
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3.3 Zur methodischen Vorgehensweise
Die Teilprojekte in den vier Projektbereichen haben unterschiedliche empirische und theoreti-
sche Forschungsschwerpunkte. Die meisten Teilprojekte betreten empirisch und teilweise 
auch theoretisch Neuland. Infolgedessen bieten sich eher induktive Vorgehensweisen an, die 
erste Arbeitshypothesen und Ausgangsvermutungen plausibilisieren und den angestrebten 
komplexen Vergleich der untersuchten Fälle heuristisch vorbereiten. Ein systematischer Hypo-
thesentest, der die Grundlage für die Ausdiﬀ erenzierung einer Vergleichsmatrix und die damit 
verbundene Begriﬀ sbildung darstellt, ist – zumindest was die sozialwissenschaftlichen Teilpro-
jekte betriﬀ t – für Phase 2 des SFB 700 vorgesehen.
Die Teilprojekte des SFB 700 bedienen sich der Methode des Vergleichs (vgl. u.a. Collier 1993; 
Geddes 2003; Haupt/Kocka 1996; Kaelble 1999, 2003; Keman 1993; King u.a. 1994; Lijphart 1971, 
1975; Peters 1998; Przeworski/Teune 1970, Ragin 1987), gehen dabei aller dings unterschiedlich 
vor. Die Teilprojekte C2 Chojnacki und D4 Enderlein bedienen sich u.a. quantitativ-statistischer 
Methoden. Die übrigen Teilprojekte arbeiten mit qualitativ-verglei chend angelegten Fallstu-
dien. Dabei unterscheiden sich die Teilprojekte dadurch, ob sie eine eher mikro- oder eher ma-
kro-analytische Perspektive einnehmen (für mikro-analytische Vor gehensweisen vgl. vor allem 
Teilprojekte B3, C1, C3 und D5). Je nach Fragestellung werden unterschiedliche methodische 
Varianten des qualitativen Vergleichs gewählt bzw. miteinander kombiniert: (1) strukturiert-fo-
kussierter Fallstudienvergleich (vor allem Teilprojekte B2, C1, C2, C3, D1, D2, D3); (2) dezentrie-
render Fallstudienvergleich (Teilprojekte B3, C1, C3, D5); (3) intrakultureller Vergleich (Teilpro-
jekte B3, C3, D2, D5) sowie (4) inter- und transkultureller Vergleich (Teilprojekte A4, B3, B4).
(1) Strukturiert-fokussierter Fallstudienvergleich
Alexander George und andere ha ben diese Methode entwickelt, um so den atheoretischen 
Charakter von Einzelfallstudien zu überwinden (George 1979; George und McKeown 1985). Der 
strukturiert-fokussierte Fallstu dienvergleich basiert auf einem gemeinsamen Frageraster, Hy-
pothesen und theoretischen Konzepten und ordnet die sich im Zuge des Vergleichs heraus-
stellenden Unterschiede zwi schen den Fällen in theoretische Zusammenhänge ein. Die Fall-
studienauswahl erfolgt entwe der durch Varianz auf einer oder mehreren der wichtigsten un-
abhängigen Variablen oder durch Varianz auf der abhängigen Variablen (vgl. dazu im einzelnen 
King/Keohane/Verba 1994). Der strukturiert-fokussierte Vergleich ermöglicht Generalisierung 
und Theoriebildung auf mittlerem Niveau und – durch systematisches process-tracing – das Auf-
spüren und die Rekonstruktion von Kausalmechanismen sowie das Auﬃ  nden zusätzlicher Er-
klärungsfaktoren.
(2) Dezentrierender Fallstudienvergleich
Der dezentrierende Fallstudienvergleich ver bindet mikrohistorische Verfahren und Erkennt-
nisse mit makrohistorischen Fragestellungen und Perspektiven (vgl. Medick 1994). Auf der 
Grundlage von lokalen Fallstudien werden über die Lokalgeschichte hinausgehende, umfas-
sendere Frage- und Problemstellungen erörtert. Das Zusammenspiel von Mikro- und Makro-
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perspektive, von generalisierendem und individua lisierendem Vergleich verbindet damit den 
Detailreichtum mikrohistorischer Erkenntnisse mit Generalisierungen auf mittlerem Niveau.
(3) Intrakultureller Vergleich
Der intrakulturelle Vergleich behandelt einzelne Themen in Gesellschaften, die einem gemein-
samen System angehören, aber innerhalb dieses Systems unterschiedliche Funktionen haben 
können (Kaelble 1999: 40). Er kontrastiert in der Regel unterschiedliche Vergleichsfälle und 
bemüht sich um die Erklärung der Ursachen für regionale und lokale Varianz. Häufi g wird bei-
spielsweise die unterschiedliche historische Rolle und Ent wicklung von Regionen oder sogar 
nur von einzelnen Städten oder Dörfern innerhalb eines politisch-kulturellen Systems analy-
siert. Auch diese Vergleichsperspektive bewegt sich auf einer mittleren Ebene und versucht, die 
strukturell-prozessuale Analyse mit der Rekonstruk tion von lokalen Erfahrungen und Hand-
lungsmustern zu verknüpfen (vgl. hierzu Haupt/Kocka 1996: 24).
(4) Inter- und transkultureller Vergleich
Der inter- und transkulturelle Vergleich trägt dem Desiderat nach der räumlichen Erweiterung 
historischer Forschung durch die Einbezie hung außereuropäischer Kulturen und Strukturen 
Rechnung. Der interkulturelle Vergleich be zieht sich auf die „Kontrastierung spezifi scher Merk-
malsreihen von meist nicht mehr als zwei scharf profi lierbaren Fällen“, wohingegen der trans-
kulturelle Vergleich ein „universalge schichtliches Repertoire möglicher Formen von Macht, 
Produktion, Vergesellschaftung und kultureller Symbolisierung“ analysiert (Osterhammel 
1996: 277). Mehr als die oben disku tierten Ansätze fordern diese beiden Typen des Vergleichs 
dazu auf, „die Kontextabhängigkeit der Kultur ernst zu nehmen“ (Haupt/Kocka 1996: 39). 
Was die Fallstudienauswahl im Einzelnen angeht, so halten die meisten Teilprojekte das Po-
litikfeld und zum Teil auch die konkreten Governance-Formen konstant und variieren die zu 
untersuchenden Räume begrenzter Staatlichkeit (Teilprojekte A4, B2, C1, C2, C3, D3, D4). Einige 
Teilprojekte variieren hingegen die Politikfelder und halten die Länderauswahl in der ersten 
SFB-Phase konstant (vor allem Teilprojekte D3 und D5) oder konzentrieren sich auf die Ana lyse 
der Governance-Formen über unterschiedliche Politikfelder (Teilprojekt D1). Zwei historische 
Teilprojekte variieren den Typus der Kolonialherrschaft (Teilprojekte B3, B4). 
Die Teilprojekte tragen in der ersten Förderphase dazu bei, testfähige Aussagen über die drei 
Dimensionen der neuen Governance-Modi – Entstehungsbedingungen, Funktionsweisen und 
Politikprozesse, Wirkungen im Hinblick auf Legitimität und Problemlösungsfähigkeit – zu for-
mulieren. Die Ergebnisse werden in einer mehrdimensionalen Vergleichsmatrix zusammen-
geführt, zu deren Erstellung insbesondere der Projektbereich A und hier vor allem das Teil-
projekt A1 beitragen sollen.
3.4 Die langfristige Perspektive des SFB 700
Sonderforschungsbereiche sind auf Dauer angelegte Forschungseinrichtungen mit einer För-
derungsdauer von in der Regel 12 Jahren, die sich in drei Förderperioden à vier Jahre glie dern. In 
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methodisch-theoretischer und empirisch-analytischer Hinsicht ist das Forschungspro gramm 
des SFB 700 wie auch der einzelnen Teilprojekte auf drei Untersuchungsschritte hin angelegt, 
die in etwa den angestrebten drei Förderperioden entsprechen:
Phase 1, 2006-2009
In der ersten Phase geht es darum, die Dimensionen der Kooperation zwischen staatlichen und 
nicht-staatlichen Akteuren zur Erfüllung von Governance-Leistungen in Räumen begrenzter 
Staatlichkeit im Hinblick auf Entstehungsbedingungen, Funktionsweise und Politikprozesse 
sowie die Wirkungen in den drei Sachbereichen Herrschaft, Sicherheit und Wohlfahrt/Umwelt 
auszuloten. In diesem ersten Untersuchungsschritt gehen die meisten Teilprojekte teilweise 
induktiv und hypothesengenerierend, teilweise aufgrund erster Unter suchungsannahmen vor. 
In dieser Phase sollen Arbeitshypothesen aus unterschiedlichen Theorie-Beständen plausibili-
siert werden. Der systematische Vergleich der untersuchten Fälle wird heuristisch vorbereitet. 
Ziel dieser ersten Phase des SFB 700 ist es, eine Vergleichsmat rix der unterschiedlichen Gover-
nance-Formen zu entwickeln.
Phase 2, 2010-2013
Im zweiten Untersuchungsschritt kommt im besonderen Maße das interdisziplinäre De-
sign des SFB 700 zum Tragen. In allen Teilprojekten steht die Fortsetzung der Studien zur 
vergleichenden Analyse der Wirkungen der Governance-Formen im Hinblick auf Problemlö-
sungsfähigkeit und Partizipationschancen in den verschiedenen Räumen be grenzter Staatlich-
keit im Vordergrund. Unter welchen Bedingungen können „weiche Steue rungsformen“ und 
(transnationale) Kooperationen zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren zur Er-
höhung der Eﬀ ektivität und der partizipatorischen Qualität bzw. Legitimität des Regierens in 
Räumen begrenzter Staatlichkeit beitragen, und welche Probleme entstehen dabei? Besondere 
Aufmerksamkeit wird in dieser Phase den lokalen Governance-Diskursen in den untersuchten 
Räumen begrenzter Staatlichkeit einerseits und historischen Pfadabhängig keiten andererseits 
geschenkt. Darüber hinaus soll in dieser Phase die empirisch gesättigte Theoriebildung und 
die vergleichend angelegte Idealtypenbildung entscheidend vorangetrie ben werden. Insbeson-
dere die sozialwissenschaftlichen Teilprojekte werden in dieser Phase Theoriebildung betrei-
ben, indem die in der ersten Phase gewonnenen Ergebnisse zu Hypo thesen verdichtet und 
quer über alle Sachbereiche und untersuchten Räume begrenzter Staatlichkeit getestet werden. 
Aufgrund dieser Hypothesentests einerseits und der verglei chenden Typenbildung anderer-
seits wird die Vergleichsmatrix der verschiedenen Governance-Formen und ihrer Leistungen 
weiterentwickelt.
Phase 3, 2014-2017
Langfristiges Erkenntnisinteresse des SFB 700 ist es, u.a. durch den diachronen Vergleich heu-
tiger Räume begrenzter Staatlichkeit mit (semi-)kolonialen Räumen, durch die Gewichtung der 
erarbeiteten Governance-Formen und durch die theoriegeleitete Analyse der untersuchten Räu-
me die strukturellen Folgen herauszuarbeiten, welche die un terschiedlichen Governance-For-
men und ihre Leistungen für die Weltgesellschaft haben. Die in Phase 2 entwickelten Kriterien 
für die Gewichtung und Bewertung von Governance-Formen sollen in dieser Phase vor allem im 
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Hinblick auf die kulturellen Randbedingungen weiter aus diﬀ erenziert werden. Insgesamt wird 
es nun darum gehen abzuschätzen, ob wir es mit Über gangsphänomenen zu tun haben, die 
schließlich von der Logik moderner OECD-Staatlichkeit eingeholt werden (modernisierungs-
theoretische Variante) oder ob wir im Gegenteil das Ende des auf souveränen Nationalstaaten 
basierenden internationalen Systems erleben, das mehr und mehr durch funktional ausdiﬀ e-
renzierte Mehrebenensysteme ersetzt wird („post-westfälische“ Variante). Schließlich könnten 
wir es im 21. Jahrhundert mit ganz unter schiedlichen Organisationsformen des Politischen zu 
tun haben – von klassischen National staaten über ausdiﬀ erenzierte Mehrebenensysteme bis 
hin zu dauerhaft zerfallenen Staaten oder gar Weltregionen. Wohin die weltpolitische Reise 
geht und welche Probleme für eﬀ ekti ves und legitimes Regieren daraus entstehen, das wird im 
Mittelpunkt der Untersuchungen in der dritten Phase des SFB 700 stehen.
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